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Aliasnamen bei Asylbewerbern und unbegleiteten minderjährigen Ausländern 
(umA) 
 
Anfrage des Abgeordneten Jan Timke und Fraktion Bündnis Deutschland  

Wir fragen den Senat:  
1. Wie viele im Land Bremen lebende volljährige Asylsuchende und wie viele 
unbegleitete minderjährige Ausländer (umA) führten zum Stichtag 15. Oktober 2024 
nach den Erkenntnissen des Senats neben ihrem angegebenen behördlichen Namen 
zumindest einen falschen Namen (Aliasnamen)? (Bitte die Zahlen getrennt nach den 
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ausweisen.) 
2. Wie viele der Personen aus Frage 1. nutzen neben ihrem Hauptnamen mehr als 
einen Aliasnamen? (Bitte die Zahl unterteilen nach Personen mit bis zu drei, vier bis 
zehn und mehr als zehn zusätzlichen Identitäten.) 
 
3. Wie verfährt der Senat mit Asylsuchenden, die Aliasnamen nutzen, und welche 
aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen hat die betrügerische Verwendung von 
falschen Identitäten für die Betroffenen? 

Die Fragen 1 bis 2 werden zusammen beantwortet: 
Sogenannte Aliaspersonalien sind unzulässiger Weise benutzte Personalien mit der 
Absicht, die Identität zu verschleiern. 
Zugleich kommt es regelmäßig zur Eintragung voneinander abweichender 
Personalien ein und derselben Person im Ausländerzentralregister, ohne dass eine 
Täuschungsabsicht vorliegt. Die Gründe hierfür können vielfältig sein: 
unterschiedliche Schreibweisen des Namens oder Berichtigung von Geburtsdaten. 
Konkrete Zahlen können nicht genannt werden:  
Zum einen sind die Merkmale „asylsuchend“ und „unbegleiteter minderjährige/r 
Ausländer:in“ keine Ordnungsmerkmale im Ausländerzentralregister. 
Zum anderen würde die Feststellung der Missbräuchlichkeit jeweils eine Bewertung 
im Einzelfall erfordern. Dies ginge mit einem Verwaltungsaufwand einher, der nicht 
vertretbar wäre.  
Da bereits die Personen nach Frage 1 nicht ermittelbar sind, trifft das auch auf den in 
Frage 2 angesprochenen Personenkreis zu. 

Zu Frage 3: 
Die Klärung der Identität eines Ausländers bzw. einer Ausländerin hat im 
Aufenthaltsrecht einen herausragenden Stellenwert. Der Senat misst ihr daher eine 
hohe Bedeutung zu.  
Werden Aliaspersonalien missbräuchlich verwendet und erlangen die Behörden 
hiervon Kenntnis, wird zunächst versucht, die echte Personalie anhand von 
vorhandenen Dokumenten festzustellen. Sind solche Dokumente nicht vorhanden, 
wird die betroffene Person zur Mitwirkung an der Identitätsklärung verpflichtet. Wirkt 
die Person entgegen der Anordnung nicht mit, können je nach Einzelfall 
Sozialleistungen gekürzt, Erwerbserlaubnisse ausgesetzt und im Extremfall sogar 
Haft angeordnet werden.  
Die geklärte Identität ist Voraussetzung für jeden Aufenthaltstitel. Eine 
Aufenthaltsverfestigung kann daher nur bei geklärter Identität erfolgen. Zugleich kann 
die missbräuchliche Verwendung einer Aliaspersonalie ein Ausweisungsinteresse 
begründen, das ebenfalls der Erteilung eines Aufenthaltstitels entgegensteht und 
einen bereits erlaubten Aufenthalt im Wege der Ausweisung beenden kann.  



Die missbräuchliche Verwendung von Aliaspersonalien kann zudem zu 
strafrechtlichen Ermittlungen wegen einer Tat nach § 95 Absatz 2 Nummer 2 
AufenthG führen, sofern die Falschangaben der Erschleichung eines Aufenthaltstitels 
oder einer Duldung dienen, oder nach § 271 Absatz 1 Strafgesetzbuch, sofern es zur 
Beurkundung missbräuchlicher Aliasdaten kommt. 


